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L. Allgemeine Bestimmungen

§1
Die Gesellschaft ist eine Europiische Gesellschaft (Societas Europaea) und fiihrt die
Firma

MAX Automation SE

Der Sitz der Gesellschaft ist Diisseldorf.

§2

Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb, das Halten und das Verwalten von
Beteiligungen an Unternehmen sowie deren VerduBerung, ferner die Erbringung von
Beratungs- und sonstigen Dienstleistungen im Zusammenhang mit den vorgenannten

Tatigkeiten flir verbundene und andere Unternehmen.

Die Gesellschaft kann auch selbst in Tétigkeitsbereichen der Beteiligungsunternehmen

titig werden.

Die Gesellschaft ist berechtigt, Tochtergesellschaften zu griinden, Niederlassungen zu
errichten sowie alle Geschéfte und MaBBnahmen vorzunehmen, die geeignet erscheinen,

dem Gegenstand des Unternehmens zu dienen.

§3

Das Geschiftsjahr ist das Kalenderjahr.

(1

2)

§4

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger, soweit das Gesetz

nicht zwingend etwas anderes bestimmt.

Informationen an die Inhaber zugelassener Wertpapiere der Gesellschaft konnen unter
den gesetzlich vorgesehenen Bedingungen auch im Wege der Datenferniibertragung

ubermittelt werden.
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I1. Grundkapital und Aktien

§5
Das Grundkapital der Gesellschaft betrigt EUR 41.243.181,00 - i.W.: einundvierzig

Millionen zweihundertdreiundvierzigtausendeinhunderteinundachtzig Euro -.

Das Grundkapital ist eingeteilt in 41.243.181 (einundvierzig Millionen zweihundertdrei-
undvierzigtausendeinhunderteinundachtzig) nennwertlose Stiickaktien. Eine Stiickaktie

entspricht damit einem rechnerischen Beteiligungswert von je EUR 1,00 (ein Euro).

Das Grundkapital der MAX Automation SE in Hohe von von EUR 29.459.415,-- ist im
Wege der Umwandlung der MAX Automation AG in eine Europidische Gesellschaft
(SE) erbracht.

Die Aktien lauten auf den Namen.

Die Form der Aktienurkunden und der Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine bestimmt

der Verwaltungsrat. Das gleiche gilt fiir Schuldverschreibungen.

Die Gesellschaft kann Einzelaktien in Aktienurkunden zusammenfassen, die eine
Mehrzahl von Aktien verbriefen (Sammelaktien). Dariiber hinaus wird der Anspruch des

Aktiondrs auf Verbriefung seines Anteils ausgeschlossen.

Der Verwaltungsrat ist erméachtigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 27. Mai 2026
einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu EUR 2.945.941,00 durch Ausgabe von bis zu
2.945.941 neuen, auf den Namen lautenden Stiickaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen
zu erhohen (Genehmigtes Kapital 2021). Den Aktiondren ist grundsitzlich ein Bezugsrecht
zu gewihren. Dazu kann auch vorgesehen werden, dass die Aktien von einem oder mehre-
ren Kreditinstituten oder anderen, die Voraussetzungen des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG erfiil-
lenden Unternehmen mit der Verpflichtung iibernommen werden, sie den Aktiondren zum
Bezug anzubieten. Der Verwaltungsrat ist jedoch erméchtigt, das Bezugsrecht der Aktiona-

re in folgenden Féllen auszuschliefen:

aa) fiir Spitzenbetrige;

bb) wenn die neuen Aktien gegen Bareinlagen zu einem Ausgabebetrag ausgegeben wer-
den, der den Borsenpreis der bereits borsennotierten Aktien der Gesellschaft nicht

wesentlich unterschreitet; diese Erméchtigung ist auf die Ausgabe von Aktien be-
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schrinkt, deren anteiliger Betrag am Grundkapital insgesamt 10 % des Grundkapitals
der Gesellschaft nicht iiberschreitet. Mal3geblich hierfiir ist das Grundkapital bei
Wirksamwerden der Erméchtigung oder — falls dieser Wert geringer ist — bei Ausnut-
zung der Erméchtigung. Das Erméachtigungsvolumen verringert sich um den anteili-
gen Betrag am Grundkapital, der auf Aktien entféllt oder auf den sich Options- oder
Wandlungsrechte bzw. -pflichten aus Schuldverschreibungen beziehen, die seit dem
28. Mai 2021 unter Bezugsrechtsausschluss in unmittelbarer, entsprechender oder
sinngeméfler Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder verduflert

worden sind;

cc) wenn die neuen Aktien gegen Sacheinlagen im Rahmen von Zusammenschliissen mit
Unternehmen oder im Rahmen des Erwerbs von Unternechmen, Teilen von Unter-
nehmen oder Unternehmensbeteiligungen, einschlieBlich der Erhohung bestehenden
Anteilsbesitzes, oder von anderen mit einem solchen Akquisitionsvorhaben im Zu-
sammenhang stehenden einlagefdhigen Wirtschaftsgiitern, einschlieBlich Forderun-

gen gegen die Gesellschaft, ausgegeben werden.

Der auf Aktien, fiir die das Bezugsrecht aufgrund der Erméchtigungen in vorstehenden
Doppelbuchstaben aa) bis cc) ausgeschlossen wird, entfallende anteilige Betrag am
Grundkapital darf zusammen mit dem anteiligen Betrag am Grundkapital, der auf Aktien
entféllt oder auf den sich Options- oder Wandlungsrechte bzw. -pflichten aus Schuldver-
schreibungen beziehen, die seit dem 28. Mai 2021 unter Ausnutzung anderer Erméchti-
gungen zum Bezugsrechtsausschluss ausgegeben oder verdufert worden sind, 10 % des
Grundkapitals nicht iiberschreiten; ma3geblich ist die Hohe des Grundkapitals zum 28.
Mai 2021 oder — falls dieser Wert geringer ist — zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Er-
maichtigung. Als Bezugsrechtsausschluss ist es auch anzusehen, wenn die Ausgabe in
unmittelbarer, entsprechender oder sinngeméfBer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4

AktG erfolgt.

Der Verwaltungsrat ist ferner ermachtigt, den weiteren Inhalt der Aktienrechte und

die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen.
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1. Organisationsverfassung

§6

Die Gesellschaft hat eine monistische Unternehmens- und Kontrollstruktur.
Die Organe der Gesellschaft sind der Verwaltungsrat sowie die Hauptversammlung.

Die geschiftsfiihrenden Direktoren fithren die Geschéfte der Gesellschaft, in dem sie die

Grundlinien und Vorgaben umsetzen, die der Verwaltungsrat aufstellt.

Iv. Der Verwaltungsrat

§7

Der Verwaltungsrat besteht aus mindestens drei und hdchstens sieben Mitgliedern, die
von der Hauptversammlung bestellt werden. Die Hauptversammlung bestimmt die Zahl
der Verwaltungsratsmitglieder. Bis zu einer abweichenden Bestimmung durch die
Hauptversammlung geméal Satz 2 belduft sich die Zahl der Verwaltungsratsmitglieder auf
sechs. Der Verwaltungsrat muss mehrheitlich aus Mitgliedern bestehen, die nicht

gleichzeitig geschéftsfiihrende Direktoren der Gesellschaft sind.

Die Mitglieder des Verwaltungsrats werden ldangstens flir die Zeit bis zur Beendigung
der Hauptversammlung bestellt, die {iber Entlastung fiir das vierte Geschiftsjahr nach
Beginn der Amtszeit bestimmt, ldngstens jedoch fiir sechs Jahre. Hierbei wird das
Geschiftsjahr, in dem sie ithr Amt antreten, nicht mitgerechnet. Wiederbestellungen

sind zuléssig.

Wird ein Verwaltungsratsmitglied anstelle eines vorzeitig ausscheidenden Mitglieds
bestellt, so besteht sein Amt fir den Rest der Amtsdauer des ausscheidenden
Mitglieds.

Jedes Mitglied des Verwaltungsrats kann sein Amt unter Einhaltung -einer
Kiindigungsfrist von einem Monat auch ohne wichtigen Grund durch schriftliche

Erkldrung gegeniiber dem Vorsitzenden des Verwaltungsrats niederlegen.
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§8

Im Anschluss an eine Hauptversammlung, in der alle von der Hauptversammlung zu
bestellenden Verwaltungsratsmitglieder neu bestellt worden sind, findet eine Verwal-

tungsratssitzung statt, zu der es einer besonderen Einladung nicht bedarf.

In dieser Sitzung wihlt der Verwaltungsrat fiir die Dauer seiner Amtszeit unter dem
Vorsitz des an Lebensjahren dltesten Verwaltungsratsmitgliedes aus seiner Mitte den
Vorsitzenden des Verwaltungsrats und einen Stellvertreter. Scheidet der Vorsitzende des
Verwaltungsrats oder sein Stellvertreter wahrend seiner Amtszeit aus, so hat der Verwal-

tungsrat unverziiglich eine Ersatzwahl vorzunehmen.

§9

Verwaltungsratssitzungen werden vom Vorsitzenden oder von seinem Stellvertreter unter
Einhaltung einer Frist von zehn Tagen schriftlich, per Telefax oder per E-Mail
einberufen, so oft das Gesetz oder die Geschifte es erfordern. Mit der Einberufung sind
die Gegenstinde der Tagesordnung sowie der Tagungsort und der Zeitpunkt der Sitzung
anzugeben. In dringenden Fillen kann die Frist abgekiirzt werden oder die Einberufung

fernmiindlich erfolgen.

Die Beschliisse des Verwaltungsrates werden in der Regel in Sitzungen gefasst.
Abwesende Verwaltungsratsmitglieder konnen dadurch an der Beschlussfassung in einer
Sitzung teilnehmen, dass sie eine in Textform iibermittelte Stimmabgabe durch ein
anderes  Verwaltungsratsmitglied {berreichen lassen. Der Vorsitzende des
Verwaltungsrats kann bestimmen, dass Mitglieder des Verwaltungsrats an einer Sitzung
und Beschlussfassung per Videotibertragung oder Telefon teilnehmen; ein
Widerspruchsrecht steht den Verwaltungsratsmitgliedern hiergegen nicht zu. Die
nachtrigliche Stimmabgabe eines abwesenden Mitglieds ist nur moglich, wenn dem von

keinem der anwesenden Mitglieder widersprochen wird.

Den Vorsitz fiihrt der Vorsitzende des Verwaltungsrates oder sein Stellvertreter als
Sitzungsleiter. Die Reihenfolge, nach der die Gegenstinde der Tagesordnung verhandelt
werden sowie die Art und Reihenfolge der Abstimmungen werden vom Sitzungsleiter
bestimmt. Er kann die Beratung und Beschlussfassung iiber einzelne Gegenstinde der

Tagesordnung nach pflichtgemidBBem Ermessen vertagen.

Schriftliche, telefonische oder mit Hilfe sonstiger Mittel der Telekommunikation und
Datentibertragung (insbesondere per Telefax, Video-Conferencing oder elektronisch

unterbreitete Stimmabgabe) durchgefiihrte Beschlussfassungen sind zuldssig, wenn der
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Verwaltungsratsvorsitzende oder sein Stellvertreter dies fiir den Einzelfall bestimmt. Ein

Widerspruchsrecht steht den Verwaltungsratsmitgliedern hiergegen nicht zu.

Der Verwaltungsrat ist beschlussfiahig, wenn mindestens die Hélfte der Mitglieder, aus
denen er besteht, an der Beschlussfassung teilnimmt. Fiir Zwecke von Satz I nehmen
auch solche Mitglieder an der Beschlussfassung teil, die sich der Stimme enthalten oder

keine oder eine ungiiltige Stimme abgeben.

Die Beschliisse werden mit einfacher Stimmenmehrheit der abgegebenen Stimmen

gefasst. Stimmenthaltungen gelten in diesem Sinne als nicht abgegebene Stimmen.

Uber die Sitzungen des Verwaltungsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom
Sitzungsvorsitzenden zu unterzeichnen ist. Die {iber schriftlich, telefonisch oder mit Hilfe
sonstiger Mittel der Telekommunikation und Dateniibertragung gefasste Beschliisse
anzufertigende Niederschrift hat der Vorsitzende des Verwaltungsrats oder sein

Stellvertreter zu unterzeichnen.

Willenserklarungen des Verwaltungsrats werden namens des Verwaltungsrats durch den

Vorsitzenden oder seinen Stellvertreter abgegeben.
Der Verwaltungsrat gibt sich im Rahmen von Gesetz und Satzung eine Geschéftsordnung.

§10

Jedes Mitglied des Verwaltungsrats erhdlt neben dem Ersatz seiner Auslagen eine
Vergiitung in Hohe von EUR 40.000 fiir jedes volle Geschéftsjahr. Der Vorsitzende erhélt
das Zweifache, sein Stellvertreter das Anderthalbfache dieses Betrags.

Zusitzlich zur Vergiitung nach Absatz 1 erhdlt der Vorsitzende eines Ausschusses
EUR 25.000 und jedes tibrige Mitglied eines Ausschusses EUR 20.000 fiir jedes volle

Geschiftsjahr. Dabei wird insgesamt nur ein Ausschuss beriicksichtigt.

AuBerdem erhalten die Mitglieder des Verwaltungsrats fiir jede Sitzung des
Verwaltungsrats oder seiner Ausschiisse, an der sie teilnehmen, ein Sitzungsgeld in Héhe
von EUR 1.500.

Bei Veranderungen im Verwaltungsrat oder seinen Ausschiissen wéhrend eines laufenden
Geschiftsjahres erfolgt die Vergiitung nach Absatz 1 und 2 zeitanteilig unter Aufrundung

auf volle Monate.

Soweit ein Mitglied des Verwaltungsrats zugleich als geschiftsfithrender Direktor der

Gesellschaft bestellt ist und als solcher bereits eine Vergiitung erhélt, erhélt dieses
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Mitglied fiir seine Tatigkeit als Verwaltungsrat abweichend von Absatz 1 bis 3 keine
gesonderte Vergiitung. Kommt es diesbeziiglich wihrend eines laufenden Geschéftsjahres

zu Verdnderungen, gilt Absatz 4 sinngemaB.
Die Vergiitung wird nach Ablauf des jeweiligen Geschéftsjahres ausgezahlt.

Die von einem Verwaltungsratsmitglied in Rechnung gestellte oder in einer die Rechnung
ersetzenden Gutschrift ausgewiesene Umsatzsteuer wird in jeweiliger gesetzlicher Hohe

zusitzlich gezahlt.

Die Verwaltungsratsmitglieder werden im Interesse der Gesellschaft in eine
Vermogensschaden-Haftpflichtversicherung  fiir ~ Organmitglieder und  weitere
Fiihrungskréfte der Gesellschaft und ihrer Tochterunternehmen einbezogen, soweit eine

solche besteht. Die Pramien hierfiir werden von der Gesellschaft gezahlt.

V. Geschiftsfithrende Direktoren
§11

Die Gesellschaft hat einen oder mehrere geschiftsfilhrende Direktoren. Die

geschiftsfiihrenden Direktoren fithren die Geschéfte der Gesellschaft.

Der Verwaltungsrat bestellt die geschiftsfiihrenden Direktoren und bestimmt ihre Zahl.
Sind mehrere geschéftsfiihrende Direktoren bestellt, kann der Verwaltungsrat einen
geschiftsfiihrenden Direktor zum Vorsitzenden der geschiftsfiihrenden Direktoren und
einen  geschéftsfilhrenden  Direktor zum  stellvertretenden  Vorsitzenden der
geschiftsfiihrenden Direktoren ernennen. Der Abschluss der Anstellungsvertrdge obliegt
ebenfalls dem Verwaltungsrat. Mitglieder des Verwaltungsrats konnen zu
geschéftsfilhrenden Direktoren bestellt werden, sofern die Mehrheit des Verwaltungsrats

weiterhin aus nicht geschéftsfithrenden Mitgliedern besteht.

Die geschéftsfiihrenden Direktoren werden vom Verwaltungsrat fiir einen Zeitraum von
hochstens fiinf Jahren bestellt. Wiederbestellungen sind zuldssig.

Geschiftsfithrende Direktoren kénnen nur aus wichtigem Grund im Sinne von § 84
Abs. 3 AktG oder im Fall der Beendigung des Anstellungsvertrags abberufen werden,
wofiir jeweils eine Beschlussfassung des Verwaltungsrats mit einfacher Mehrheit der

abgegebenen Stimmen erforderlich ist.
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§12

Die Gesellschaft wird durch zwei geschiftsfiihrende Direktoren gemeinsam oder durch
einen geschéftsfithrenden Direktor in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. Ist

nur ein geschéftsfiihrender Direktor vorhanden, vertritt dieser die Gesellschaft allein.

Der Verwaltungsrat kann einzelnen geschéftsfiihrenden Direktoren allgemein oder fiir
den Einzelfall die Befugnis nach § 181 BGB erteilen, die Gesellschaft bei allen
Rechtsgeschéften als Vertreter eines Dritten zu vertreten. § 41 Abs. 5 SEAG bleibt unbe-
rihrt.

Die geschiftsfiihrenden Direktoren diirfen die folgenden MaBBnahmen und Geschéfte nur

mit der vorherigen Zustimmung des Verwaltungsrats ausfiihren:

a) Erwerb und VerauBerung von jedweden Beteiligungen, unabhingig von deren
Umfang
b) Aufnahme von Darlehen mit einer ldngeren als einjdhrigen Laufzeit sowie Auf-

nahme von Anleihen
c) Erteilung von Prokuren.

Der Verwaltungsrat kann noch weitere Mallnahmen und Geschéfte bestimmen, die seiner

Zustimmung bediirfen.

VI Hauptversammlung
§13

Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder an einem anderen Ort

innerhalb der Bundesrepublik Deutschland statt.

Die Hauptversammlung ist, sofern gesetzlich keine abweichende Frist vorgesehen ist,
mindestens dreilig Tage vor dem Tag der Hauptversammlung einzuberufen. Der Tag der
Einberufung und der Tag der Hauptversammlung sind dabei nicht mitzurechnen. Die
Einberufungsfrist verldngert sich um die Tage der Anmeldefrist gemal § 14 Abs. 2.

Die Hauptversammlung, die den festgestellten Jahresabschluss entgegennimmt oder
gegebenenfalls iiber die Feststellung des Jahresabschlusses sowie iiber die Entlastung
des Verwaltungsrats und der geschiftsfilhrenden Direktoren und die

Gewinnverwendung beschlieSt (ordentliche Hauptversammlung), findet innerhalb der
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ersten sechs Monate nach Abschluss des Geschéftsjahres statt. Die Hauptversammlung
kann, soweit gesetzlich zuldssig, neben oder anstelle einer Bardividende auch eine

Sachausschiittung beschlie3en.

§ 14

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausiibung des Stimmrechts sind nur
diejenigen Aktiondre berechtigt, die im Aktienregister eingetragen sind und sich

rechtzeitig angemeldet haben.

Die Anmeldung muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfiir mitgeteilten
Adresse mindestens sechs Tage vor der Versammlung in deutscher oder englischer
Sprache zugehen. Der Tag des Zugangs und der Tag der Hauptversammlung sind dabei
nicht mitzurechnen. In der Einberufung kann eine kiirzere, in Tagen zu bemessende Frist
bestimmt werden. Die Anmeldung bei der Gesellschaft kann auch unter Nutzung eines
Internetdialogs erfolgen, wenn und soweit die Gesellschaft einen solchen hierflir zur
Verfiigung stellt. Einzelheiten dazu werden gegebenenfalls mit der Einberufung bekannt

gemacht.

§15

Jede Aktie gewéhrt in der Hauptversammlung eine Stimme.

Falls Aktien nicht voll eingezahlt sind, beginnt das Stimmrecht nach MalBlgabe des
§ 134 Abs. 2 Satz 3 und 5 AktG mit der Leistung der gesetzlichen Mindesteinlage.

§16

Den Vorsitz in der Hauptversammlung fiithrt die vom Verwaltungsrat bestimmte Person.
Nimmt der Verwaltungsrat keine Bestimmung geméf Satz 1 vor, wird der Versamm-
lungsleiter unter Vorsitz des Aktionérs mit der hochsten Beteiligung durch die Hauptver-

sammlung gewihlt.

Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen und bestimmt die Reihenfolge der Gegenstinde
der Tagesordnung. Der Vorsitzende ist ermichtigt, das Rede- und Fragerecht der

Aktiondre zeitlich angemessen zu beschrianken.
Der Vorsitzende bestimmt die Form und die weiteren Einzelheiten der Abstimmung.

Der Verwaltungsrat ist ermichtigt, die Ubertragung der Hauptversammlung in Bild und
Ton zuzulassen. Eine entsprechende Ankiindigung erfolgt in diesem Fall mit der

Einberufung.
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Das Stimmrecht kann durch Bevollméchtigte ausgeiibt werden. Vollmachten zur
Ausiibung des Stimmrechts, die nicht an einen Intermediér, eine Aktionédrsvereinigung,
einen Stimmrechtsberater im Sinne von § 134a Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2 Nr. 3 AktG oder eine
sonstige nach § 135 Abs. 8 AktG den Intermedidren gleichgestellte Person erteilt werden,

bediirfen der Textform.

§17

Beschliisse der Hauptversammlung werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst,
soweit nicht die Satzung oder zwingende gesetzliche Vorschriften eine groflere
Stimmenmehrheit erforderlich machen. Fiir Satzungsdnderungen bedarf es, soweit nicht
zwingende gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, einer Mehrheit von zwei Dritteln der
abgegebenen Stimmen bzw., sofern mindestens die Hilfte des Grundkapitals vertreten ist,
der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Soweit zwingende gesetzliche
Vorschriften zur Beschlussfassung zudem eine Mehrheit des bei der Beschlussfassung
vertretenen Grundkapitals vorschreiben, geniigt, soweit dies gesetzlich zuldssig ist, die

einfache Mehrheit des vertretenen Kapitals.

Zu Anderungen der Satzung, die lediglich die Fassung betreffen, ist der Verwaltungsrat

erméachtigt.

VII. Satzungsschluss
§18

Alle zur Grindung der MAX Automation AG erforderliche Kosten, z.B. fiir die
erforderlichen Urkunden, die FEintragung im Handelsregister mit Nebenkosten, die
Kapitalverkehrsteuer, den  Priifungsbericht vom  Griindungspriifer, etwaige
Rechtsberatung, (Griindungsaufwand) von ca. Euro 155.000,00 hat die Gesellschaft zu

tragen.

Der Griindungsaufwand in Bezug auf die Umwandlung der MAX Automation AG in die
MAX Automation SE in Hohe von bis zu ca. Euro 300.000,00 wird von der Gesellschaft

getragen.

Im Rahmen der Umwandlung der MAX Automation AG in die MAX Automation SE

wird aus Griinden der rechtlichen Vorsorge auf Folgendes hingewiesen:

Unbeschadet der gesellschaftsrechtlichen Entscheidungszustindigkeit des Verwaltungs-

rats der MAX Automation SE ist davon auszugehen, dass die bisher amtierenden Mitglie-
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der des Vorstands der MAX Automation AG zu geschéftsfithrenden Direktoren der MAX

Automation SE bestellt werden.

Dariiber hinaus sollen die zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Umwandlung der
MAX Automation AG in die MAX Automation SE amtierenden Mitglieder des Auf-
sichtsrats und des Vorstands der MAX Automation AG zu Mitgliedern des Verwaltungs-
rats der MAX Automation SE bestellt werden.

* sk ko ok %
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	(1) Die Gesellschaft hat eine monistische Unternehmens- und Kontrollstruktur.
	(2) Die Organe der Gesellschaft sind der Verwaltungsrat sowie die Hauptversammlung.
	(3) Die geschäftsführenden Direktoren führen die Geschäfte der Gesellschaft, in dem sie die Grundlinien und Vorgaben umsetzen, die der Verwaltungsrat aufstellt.


	IV. Der Verwaltungsrat
	§ 7
	(1) Der Verwaltungsrat besteht aus mindestens drei und höchstens sieben Mitgliedern, die von der Hauptversammlung bestellt werden. Die Hauptversammlung bestimmt die Zahl der Verwaltungsratsmitglieder. Bis zu einer abweichenden Bestimmung durch die Hau...
	(2) Die Mitglieder des Verwaltungsrats werden längstens für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung bestellt, die über Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach Beginn der Amtszeit bestimmt, längstens jedoch für sechs Jahre. Hierbei wird d...
	(3) Wird ein Verwaltungsratsmitglied anstelle eines vorzeitig ausscheidenden Mitglieds bestellt, so besteht sein Amt für den Rest der Amtsdauer des ausscheidenden Mitglieds.
	(4) Jedes Mitglied des Verwaltungsrats kann sein Amt unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Monat auch ohne wichtigen Grund durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorsitzenden des Verwaltungsrats niederlegen.

	§ 8
	(1) Im Anschluss an eine Hauptversammlung, in der alle von der Hauptversammlung zu bestellenden Verwaltungsratsmitglieder neu bestellt worden sind, findet eine Verwaltungsratssitzung statt, zu der es einer besonderen Einladung nicht bedarf.
	(2) In dieser Sitzung wählt der Verwaltungsrat für die Dauer seiner Amtszeit unter dem Vorsitz des an Lebensjahren ältesten Verwaltungsratsmitgliedes aus seiner Mitte den Vorsitzenden des Verwaltungsrats und einen Stellvertreter. Scheidet der Vorsitze...

	§ 9
	(1) Verwaltungsratssitzungen werden vom Vorsitzenden oder von seinem Stellvertreter unter Einhaltung einer Frist von zehn Tagen schriftlich, per Telefax oder per E-Mail einberufen, so oft das Gesetz oder die Geschäfte es erfordern. Mit der Einberufung...
	(2) Die Beschlüsse des Verwaltungsrates werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Abwesende Verwaltungsratsmitglieder können dadurch an der Beschlussfassung in einer Sitzung teilnehmen, dass sie eine in Textform übermittelte Stimmabgabe durch ein ande...
	(3) Den Vorsitz führt der Vorsitzende des Verwaltungsrates oder sein Stellvertreter als Sitzungsleiter. Die Reihenfolge, nach der die Gegenstände der Tagesordnung verhandelt werden sowie die Art und Reihenfolge der Abstimmungen werden vom Sitzungsleit...
	(4) Schriftliche, telefonische oder mit Hilfe sonstiger Mittel der Telekommunikation und Datenübertragung (insbesondere per Telefax, Video-Conferencing oder elektronisch unterbreitete Stimmabgabe) durchgeführte Beschlussfassungen sind zulässig, wenn d...
	(5) Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus denen er besteht, an der Beschlussfassung teilnimmt. Für Zwecke von Satz 1 nehmen auch solche Mitglieder an der Beschlussfassung teil, die sich der Stimme enthal...
	(6) Die Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Stimmenthaltungen gelten in diesem Sinne als nicht abgegebene Stimmen.
	(7) Über die Sitzungen des Verwaltungsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom Sitzungsvorsitzenden zu unterzeichnen ist. Die über schriftlich, telefonisch oder mit Hilfe sonstiger Mittel der Telekommunikation und Datenübertragung gefasste Be...
	(8) Willenserklärungen des Verwaltungsrats werden namens des Verwaltungsrats durch den Vorsitzenden oder seinen Stellvertreter abgegeben.
	(9) Der Verwaltungsrat gibt sich im Rahmen von Gesetz und Satzung eine Geschäftsordnung.

	§ 10
	(1) Jedes Mitglied des Verwaltungsrats erhält neben dem Ersatz seiner Auslagen eine Vergütung in Höhe von EUR 40.000 für jedes volle Geschäftsjahr. Der Vorsitzende erhält das Zweifache, sein Stellvertreter das Anderthalbfache dieses Betrags.
	(2) Zusätzlich zur Vergütung nach Absatz 1 erhält der Vorsitzende eines Ausschusses EUR 25.000 und jedes übrige Mitglied eines Ausschusses EUR 20.000 für jedes volle Geschäftsjahr. Dabei wird insgesamt nur ein Ausschuss berücksichtigt.
	(3) Außerdem erhalten die Mitglieder des Verwaltungsrats für jede Sitzung des Verwaltungsrats oder seiner Ausschüsse, an der sie teilnehmen, ein Sitzungsgeld in Höhe von EUR 1.500.
	(4) Bei Veränderungen im Verwaltungsrat oder seinen Ausschüssen während eines laufenden Geschäftsjahres erfolgt die Vergütung nach Absatz 1 und 2 zeitanteilig unter Aufrundung auf volle Monate.
	(5) Soweit ein Mitglied des Verwaltungsrats zugleich als geschäftsführender Direktor der Gesellschaft bestellt ist und als solcher bereits eine Vergütung erhält, erhält dieses Mitglied für seine Tätigkeit als Verwaltungsrat abweichend von Absatz 1 bis...
	(6) Die Vergütung wird nach Ablauf des jeweiligen Geschäftsjahres ausgezahlt.
	(7) Die von einem Verwaltungsratsmitglied in Rechnung gestellte oder in einer die Rechnung ersetzenden Gutschrift ausgewiesene Umsatzsteuer wird in jeweiliger gesetzlicher Höhe zusätzlich gezahlt.
	(8) Die Verwaltungsratsmitglieder werden im Interesse der Gesellschaft in eine Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung für Organmitglieder und weitere Führungskräfte der Gesellschaft und ihrer Tochterunternehmen einbezogen, soweit eine solche besteht...


	V. Geschäftsführende Direktoren
	§ 11
	(1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere geschäftsführende Direktoren. Die geschäftsführenden Direktoren führen die Geschäfte der Gesellschaft.
	(2) Der Verwaltungsrat bestellt die geschäftsführenden Direktoren und bestimmt ihre Zahl. Sind mehrere geschäftsführende Direktoren bestellt, kann der Verwaltungsrat einen geschäftsführenden Direktor zum Vorsitzenden der geschäftsführenden Direktoren ...
	(3) Die geschäftsführenden Direktoren werden vom Verwaltungsrat für einen Zeitraum von höchstens fünf Jahren bestellt. Wiederbestellungen sind zulässig.
	(4) Geschäftsführende Direktoren können nur aus wichtigem Grund im Sinne von § 84 Abs. 3 AktG oder im Fall der Beendigung des Anstellungsvertrags abberufen werden, wofür jeweils eine Beschlussfassung des Verwaltungsrats mit einfacher Mehrheit der abge...

	§ 12
	(1) Die Gesellschaft wird durch zwei geschäftsführende Direktoren gemeinsam oder durch einen geschäftsführenden Direktor in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. Ist nur ein geschäftsführender Direktor vorhanden, vertritt dieser die Gesellscha...
	(2) Der Verwaltungsrat kann einzelnen geschäftsführenden Direktoren allgemein oder für den Einzelfall die Befugnis nach § 181 BGB erteilen, die Gesellschaft bei allen Rechtsgeschäften als Vertreter eines Dritten zu vertreten. § 41 Abs. 5 SEAG bleibt u...
	(3) Die geschäftsführenden Direktoren dürfen die folgenden Maßnahmen und Geschäfte nur mit der vorherigen Zustimmung des Verwaltungsrats ausführen:
	a) Erwerb und Veräußerung von jedweden Beteiligungen, unabhängig von deren Umfang
	b) Aufnahme von Darlehen mit einer längeren als einjährigen Laufzeit sowie Aufnahme von Anleihen
	c) Erteilung von Prokuren.

	(4) Der Verwaltungsrat kann noch weitere Maßnahmen und Geschäfte bestimmen, die seiner Zustimmung bedürfen.


	VI. Hauptversammlung
	§ 13
	(1) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder an einem anderen Ort innerhalb der Bundesrepublik Deutschland statt.
	(2) Die Hauptversammlung ist, sofern gesetzlich keine abweichende Frist vorgesehen ist, mindestens dreißig Tage vor dem Tag der Hauptversammlung einzuberufen. Der Tag der Einberufung und der Tag der Hauptversammlung sind dabei nicht mitzurechnen. Die ...
	(3) Die Hauptversammlung, die den festgestellten Jahresabschluss entgegennimmt oder gegebenenfalls über die Feststellung des Jahresabschlusses sowie über die Entlastung des Verwaltungsrats und der geschäftsführenden Direktoren und die Gewinnverwendung...

	§ 14
	(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die im Aktienregister eingetragen sind und sich rechtzeitig angemeldet haben.
	(2) Die Anmeldung muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der Versammlung in deutscher oder englischer Sprache zugehen. Der Tag des Zugangs und der Tag der Hauptversammlung sind dabei n...

	§ 15
	(1) Jede Aktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme.
	(2) Falls Aktien nicht voll eingezahlt sind, beginnt das Stimmrecht nach Maßgabe des § 134 Abs. 2 Satz 3 und 5 AktG mit der Leistung der gesetzlichen Mindesteinlage.

	§ 16
	(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt die vom Verwaltungsrat bestimmte Person. Nimmt der Verwaltungsrat keine Bestimmung gemäß Satz 1 vor, wird der Versammlungsleiter unter Vorsitz des Aktionärs mit der höchsten Beteiligung durch die Hauptvers...
	(2) Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen und bestimmt die Reihenfolge der Gegenstände der Tagesordnung. Der Vorsitzende ist ermächtigt, das Rede- und Fragerecht der Aktionäre zeitlich angemessen zu beschränken.
	(3) Der Vorsitzende bestimmt die Form und die weiteren Einzelheiten der Abstimmung.
	(4) Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, die Übertragung der Hauptversammlung in Bild und Ton zuzulassen. Eine entsprechende Ankündigung erfolgt in diesem Fall mit der Einberufung.
	(5) Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Vollmachten zur Ausübung des Stimmrechts, die nicht an einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater im Sinne von § 134a Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2 Nr. 3 AktG oder eine ...

	§ 17
	(1) Beschlüsse der Hauptversammlung werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst, soweit nicht die Satzung oder zwingende gesetzliche Vorschriften eine größere Stimmenmehrheit erforderlich machen. Für Satzungsänderungen bedarf es, soweit nicht zwingen...
	(2) Zu Änderungen der Satzung, die lediglich die Fassung betreffen, ist der Verwaltungsrat ermächtigt.


	VII. Satzungsschluss
	§ 18
	(1) Alle zur Gründung der MAX Automation AG erforderliche Kosten, z.B. für die erforderlichen Urkunden, die Eintragung im Handelsregister mit Nebenkosten, die Kapitalverkehrsteuer, den Prüfungsbericht vom Gründungsprüfer, etwaige Rechtsberatung, (Grün...
	(2) Der Gründungsaufwand in Bezug auf die Umwandlung der MAX Automation AG in die MAX Automation SE in Höhe von bis zu ca. Euro 300.000,00 wird von der Gesellschaft getragen.



